Segue testo italiano

RECHTSQUELLE:

ANWENDUNGSRICHTLINIEN UM DIE GESCHLECHTER- UND GENERATIONEN-CHANCENGLEICHHEIT SOWIE DIE ARBEITSEINGLIEDERUNG DER PERSONEN MIT BEHINDERUNG BEI DEN ÖFFENTLICHEN AUFTRÄGEN, DIE MIT GELDERN DES PNRR UND DES PNC FINENZIERT WERDEN, ZU FÖRDERN

BONUNSKLAUSEL (Artikel 47, Absatz 5)

Im Sinne von Absatz 4 des Artikels 47 des Gesetzesdekrets Nr. 77 vom 31. Mai 2021, umgewandelt mit Abänderungen in das Gesetz Nr. 108 vom 29. Juli 2021, sehen die Vergabestellen in den Ausschreibungsbekanntmachungen, Bekanntmachungen und Einladungen spezifische Klauseln vor, die darauf abzielen, als zusätzliche Bonusanforderungen für das Angebot, Kriterien zur Förderung des Unternehmertums junger Menschen, der beruflichen Eingliederung von Menschen mit Behinderung, der Gleichstellung der Geschlechter und der Einstellung von jungen Menschen unter sechsunddreißig Jahren und Frauen aufzunehmen.
Im Absatz 5 desselben Artikels werden bestimmte Arten von Bonusklauseln genannt, die vorsehen, dass zusätzliche Punkte an den Bieter oder Teilnehmer vergeben werden können, die:

a)  in den drei Jahren vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Angebote, nicht Gegenstand von Untersuchungen wegen diskriminierender Handlungen oder Verhaltensweisen gemäß Artikel 44 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 286 vom 25. Juli 1998, Artikel 4 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 216 vom 09. Juli 2003, Artikel 3 des Gesetzes Nr. 67 vom 01. März 2006, Artikel 35 und 55-quinquies des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 198 vom 11. April 2006 oder Artikel 54 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 151 vom 26. März 2001, gewesen ist; 
b)  spezifische Instrumente einsetzt oder sich verpflichtet, diese einzusetzen, um die Erfordernisse der Pflege, des Lebens und der Arbeit für die eigenen Beschäftigten miteinander zu vereinbaren, sowie innovative Formen der Arbeitsorganisation;
c) sich verpflichtet, über den als Teilnahmebedingung festgelegten Mindestprozentsatz hinaus Menschen mit Behinderungen, junge Menschen unter sechsunddreißig Jahren und Frauen für die Ausführung des Auftrags oder für die Durchführung von Tätigkeiten, die mit dem Auftrag verbunden sind oder dazu beitragen, zu beschäftigen;
d) in den letzten drei Jahren die Grundsätze der Gleichstellung von Frauen und Männern beachtet und spezifische Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit zwischen den Generationen und zwischen den Geschlechtern ergriffen hat, einschließlich der Berücksichtigung des Verhältnisses zwischen Männern und Frauen bei Einstellungen, Gehaltsniveaus und der Vergabe von Spitzenpositionen;
e)  in den letzten drei Jahren den Verpflichtungen aus dem Gesetz Nr. 68 vom 12. März 1999 über die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen nachgekommen ist;
f) für jedes Geschäftsjahr, das in die Laufzeit des Vergabevertrags fällt, eine freiwillige nichtfinanzielle Erklärung gemäß Artikel 7 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 254 vom 30. Dezember 2016 abgegeben hat oder sich verpflichtet, eine solche abzugeben.

[image: ][image: ][image: ]Nachstehend einige Beispiele für Vertragsklauseln, die bei der Erstellung von Ausschreibungsbedingungen zu verwenden sind.


	Bewertungskriterium
	Hypothese zum Vorgang bei der Zuteilung der Punkte

	Besitz der Zertifizierung SA 8000 oder einer gleichwertigen Zertifizierung für soziale und ethische Verantwortung
	Ja = X p
Nein = 0 p

	Sozialgenossenschaftlicher Status des Unternehmens im Sinne von Artikel 1, Absatz 1, Buchstabe b), des Gesetzes Nr. 381 vom 08. November 1991, sofern mindestens 30 % der in der Genossenschaft beschäftigten Arbeitnehmer behinderte Menschen sind (d. h. abzüglich der anderen in Artikel 4 des Gesetzes Nr. 381 von 1991 genannten Kategorien "benachteiligter" Arbeitnehmer).
	> 50% = Y + X p
> 30% = Y p
< 30% = 0 p

	Unternehmen oder start-up, die sich im Besitz von Menschen mit Behinderung befinden oder in denen die Mehrheit der Anteilseigner Menschen mit Behinderung sind oder in denen Menschen mit Behinderung als Präsident, Geschäftsführer oder Generaldirektor tätig sind.
	Si = X p
Ja = X p
 No = 0 p
Nein = 0 p

	Beschäftigung oder Einstellung von Menschen mit Behinderung über die gesetzlichen Mindestanforderungen hinaus.
	für jede Einheit, die die gesetzliche Mindestverpflichtung überschreitet

	Beschäftigung oder Einstellung, auch im Rahmen der gesetzlichen Quote, von Personen mit einem Behinderungsgrad von 80 % oder mehr.
	für jede Einheit mit einem Invaliditätsgrad von 80 Prozent oder mehr

	Fehlen von Protokollen über geschlechterspezifische Diskriminierung. Es wird geprüft, ob es in den letzten drei Jahren vor dem Datum der Angebotsabgabe ein Protokoll über die außergerichtliche Beilegung einer geschlechterspezifischen Diskriminierung (Art. 37-41 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 198 von 2006) mit dem Büro der Gleichstellungsrätin gab.
	Ja = X p Nein = 0 p

	Bereitstellung eines Behindertenmanagers in der Belegschaft des Unternehmens.
	Ja = X p
Nein = 0 p

	Einführung von Instrumenten zur Vereinbarkeit von Pflege-, Lebens- und Arbeitsanforderungen für die eigenen Mitarbeiter sowie innovative Formen der Arbeitsorganisation, die Folgendes umfassen:
1.  betriebliche Kindertagesstätte/territorial konvenzionierte inbegriffen;
1. stündliche Flexibilitätsmaßnahmen beim Eingang, beim Ausgang, roll up; 
1.  Telearbeit oder Smart working;
1.  Teilzeit, Wartestand aus persönlichen Gründen;
1.  finanzielle Ergänzung zur Elternzeit;
1. Betreuungsleistungen für Kinder und ältere Personen/behinderte nicht selbstständige Menschen und ihre Familien;
1.  Informationsschalter über Nichtdiskriminierung/Chancengleicheit/Inklusion von Personen mit Behinderung; 
1. barrierefreie externe und interne oder unternehmensinterne Kommunikation (Intranet);
1. Schulungen zu den Themen Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und Inklusion von Menschen mit Behinderung;
1.  Mitgliedschaft in territorialen Gleichstellungsnetzwerken; 
1. Ermittlung einer Betriebsfigur für Antidiskriminierungsmassnahmen (z. B. diversity Manager);
1. Einführung angemessener Vorkehrungen zur Eingliederung gehörloser Personen (Brückendienste);
1. Einführung von speziell auf Menschen mit Behinderung zugeschnittenen Sicherheitsdiensten am Arbeitsplatz
	Annahme von: 

 weniger als 4 Mittel = 0 p
 
zwischen 4 und 6 Mittel = Yp 7
oder mehr Mittel = XP  

Im Falle der Beteiligung von BG oder Konsortien werden die Punkte im Verhältnis zum Anteil der von jedem Unternehmen in der BG erbrachten Leistung vergeben

	Sozialunternehmen oder -genossenschaften, die überwiegend von jungen Menschen im Alter von 18 bis 35 Jahren geleitet und errichtet werden
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	Ja = X p Nein = 0 p

	Unternehmen oder Start-up, bei denen die Unternehmensgruppe über die Hälfte der Zahl der Gesellschafter und der Beteiligungsanteile, Personen unter 36 Jahren umfasst
	Ja = X p 
Nein = 0 p

	Einführung eines betrieblichen Wohlfahrtssystems zur Unterstützung junger Arbeitnehmer durch folgende Massnahmen:
1. Ergreifung geeigneter Massnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Lebens- und Arbeitszeiten;
1. Einführung einer Berufsausbildung für junge Arbeitnehmer mit der Einführung spezifischer Ausbildungswege, um neue Berufsbilder in das Unternehmen einzugliedern und die vorhandenen Ressourcen ständig auf den neuesten Stand zu bringen;
1. Einführung von Berufsbildungsmassnahmen für junge Arbeitnehmer mit Kursen zur Förderung der cybersecurity, des Erwerbs digitaler Kompetenzen und der bewussten und verantwortungsvollen Nutzung digitaler Plattformen.
	Annahme von 3 Maßnahmen: 
Xp
Annahme von 2 Maßnahmen: YP
Annahme von 1 Maßnahme: Zp
Annahme von 0 Maßanhmen: 0p



	
	

	Nachweis, dass die eigene unternehmerische Tätigkeit jungen Menschen unter 36 Jahren einen besonderen Nutzen gebracht hat. Die Folgenabschätzung ist unter Verwendung des externen Evaluierungsstandards gemäss Anhang Nr. 4 im Anhang zum Gesetz Nr. 308 vom 28. Dezember 2015 zu erledigen.
	Ja = X p  
Nein = 0 p



Die Bonusklauseln müssen unter den Bewertungskriterien mit folgenden Gewichten wirken:

0.  Gewicht von mindestens 4 % der technischen Punktzahl im Falle eines Frauenanteils von weniger als 10 % in dem für das Unternehmen vorherrschenden Wirtschaftszweig;
0. Gewicht von mindestens 2 % der technischen Punktzahl im Falle eines Frauenanteils von weniger als 20 % in dem für das Unternehmen vorherrschenden Wirtschaftszweig;
0. Gewicht von mindestens 1 % der technischen Punktzahl im Falle eines Frauenanteils von weniger als 30 % in dem für das Unternehmen vorherrschenden Wirtschaftszweig;
0. Gewicht von mindestens 4 % der technischen Punktzahl im Falle einer Jugendarbeitskomponente von weniger als 10 % in dem für das Unternehmen vorherrschenden Wirtschaftszweig;
0. Gewicht von mindestens 2 % der technischen Punktzahl im Falle einer Jugendarbeitskomponente von weniger als 20 % in dem für das Unternehmen vorherrschenden Wirtschaftszweig;
0. Gewicht von mindestens 1 % der technischen Punktzahl im Falle einer Jugendarbeitskomponente von weniger als 30 % in dem für das Unternehmen vorherrschenden Wirtschaftszweig.

Beispiele für weitere Bonusklauseln

- Im Hinblick auf die Geschlechtergleichheit kann der EVV Prämienmaßnahmen vorsehen wie z.B. das Vorhandensein von betrieblichen Kindertagesstätten, höheren stündlichen Flexibilitätsmaßnahmen, von smartworking und Elternzeit. Er kann auch die Unterstützung der Gleichstellung der Geschlechter durch die Mitgliedschaft in territorialen Gleichstellungsnetzwerken und den Einsatz einer Betriebsfigur für Antidiskriminierungsmaßnahmen vorsehen.

- Weitere Maßnahmen können die Betreuungsleistungen nicht nur für Kinder aber auch für die Betreuung von älteren/behinderten nicht selbstständigen Menschen und ihren Familienangehörigen betreffen.

- Der EVV gibt in den Ausschreibungsbekanntmachungen die Prämienmaßnahmen an, die er bei der Bewertung der Angebote zu Gunsten der Unternehmen im Besitz der „Zertifizierung der Geschlechtergleichheit“ (Art. 46-bis des gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 198 vom 11. April 2006, abgeändert durch das Gesetz Nr. 162/2021“ beabsichtigt anzuwenden, um die Strategien und konkreten Maßnahmen zu dokumentieren, die von den Unternehmen ergriffen wurden, um die geschlechterspezifische Kluft in Bezug auf die Wachstumschancen im Unternehmen, gleiches Entgelt für gleiche Arbeit, Strategien zur Bewältigung von geschlechterspezifischen Unterschieden und Mutterschutz zu verringern.

_______________________________________



FONTE: 

LINEE GUIDA PER FAVORIRE LA PARI OPPORTUNITA DI GENERE E GENERAZIONALI, NONCHE L'INCLUSIONE LAVORATIVA DELLE PERSONE CON DISABILITA NEI CONTRATTI PUBBLICI FINANZIATI CON LE RISORSE DEL PNRR E DEL PNC

CLAUSOLE DI PREMIALITA (articolo 47, comma 5)

Ai sensi del comma 4 dell'articolo 47 del decreto-legge 31 maggio 2021, n.77, convertito, con modificazioni, dalla legge 29 luglio 2021, n.108, le stazioni appaltanti prevedono, nei bandi di gara, negli avvisi e negli inviti, specifiche clausole dirette all'inserimento, come ulteriori requisiti premiali dell'offerta, di criteri orientati a promuovere l'imprenditoria giovanile, l'inclusione lavorativa delle persone con disabilità, la parità di genere e l'assunzione di giovani con età inferiore a trentasei anni e donne.
Il comma 5 del medesimo articolo 47 individua alcune tipologie di clausole di premialità, prevedendo che possa essere prevista l'assegnazione di un punteggio aggiuntivo all'offerente o al candidato che:

a) nei tre anni antecedenti la data di scadenza del termine di presentazione delle offerte, non risulti destinatario di accertamenti relativi ad atti o comportamenti discriminatori ai sensi dell'articolo 44 del decreto legislativo 25 luglio 1998, n. 286, dell'articolo 4 del decreto legislativo 9 luglio 2003, n. 215, dell'articolo 4 del decreto legislativo 9 luglio 2003, n. 216, dell'articolo 3 della legge 1° marzo 2006, n. 67, degli articoli 35 e 55-quinquies del decreto legislativo 11 aprile 2006, n. 198, ovvero dell'articolo 54 del decreto legislativo 26 marzo 2001, n. 151;
b) utilizzi o si impegni a utilizzare specifici strumenti di conciliazione delle esigenze di cura, di vita e di lavoro per i propri dipendenti, nonché modalità innovative di organizzazione del lavoro;
c) si impegni ad assumere, oltre alla soglia minima percentuale prevista come requisito di partecipazione, persone con disabilita, giovani con età inferiore a trentasei anni e donne per l'esecuzione del contratto o per la realizzazione di attività ad esso connesse o strumentali;
d) abbia, nell'ultimo triennio, rispettato i principi della parità di genere e adottato specifiche misure per promuovere le pari opportunità generazionali e di genere, anche tenendo conto del rapporto tra uomini e donne nelle assunzioni, nei livelli retributivi e nel conferimento di incarichi apicali;
e) abbia, nell'ultimo triennio, rispettato gli obblighi di cui alla legge 12 marzo 1999, n. 68, in materia di lavoro delle persone con disabilita;
f) abbia presentato o si impegni a presentare, per ciascuno degli esercizi finanziari ricompresi nella durata del contratto di appalto, una dichiarazione volontaria di carattere non finanziario ai sensi dell'articolo 7 del decreto legislativo 30 dicembre 2016, n. 254.

[image: ][image: ][image: ]Di seguito si riportano esempi di clausole contrattuali da utilizzare nella costruzione del disciplinare di gara.

	Criterio di valutazione
	Ipotesi di modalità di attribuzione del punteggio

	Possesso della certificazione di responsabilità sociale ed etica SA 8000 o equivalente
	Si = X p
No = 0 p

	Natura di cooperativa sociale dell'impresa ai sensi dell'articolo 1, comma 1, lettera b), della legge 8 novembre 1991, n. 381, a condizione che le persone con disabilita impiegate siano almeno il 30 per cento dei lavoratori della cooperativa (al netto cioè delle altre categorie di lavoratori "svantaggiati" di cui all'articolo 4 della legge n. 381 del 1991).
	> 50% = Y + X p
> 30% = Y p
< 30% = 0 p

	Imprese o start-up di cui siano titolari persone con disabilita o di cui la maggioranza dei soci siano persone con disabilita o che abbiano persone con disabilita nel ruolo di presidente, amministratore delegato, direttore generale.
	Si = X p No = 0 p

	Impiego o assunzione di persone con disabilita in quota eccedente l'obbligo minimo di legge.
	X p per ogni unita eccedente l'obbligo minimo di legge

	Impiego o assunzione, anche nell'ambito della quota obbligatoria per legge, di persone con grado di invalidità pari o superiore all'80 per cento
	X p per ogni unita con grado di invalidità pari o superiore all'80 per cento

	Assenza di verbali di discriminazione di genere. Sara valutata l'assenza, nei 3 anni antecedenti la data di presentazione dell'offerta, di verbali di conciliazione extragiudiziale per discriminazione di genere (artt. 37-41 del decreto legislativo n. 198 del 2006) con Ufficio Consigliera di parità.
	Si = X p No = 0 p

	Previsione nell'organico aziendale della figura del disability manager
	Si = X p
No = 0 p

	Adozione di strumenti di conciliazione delle esigenze di cura, di vita e di lavoro per i propri dipendenti, nonché modalità innovative di organizzazione del lavoro che prevedano:
1. asilo nido aziendale /territoriale convenzionato inclusivo;
1. misure di flessibilità oraria in entrata, uscita, roll up;
1. telelavoro o Smart working;
1. part time, aspettativa per motivi personali;
1. integrazione economica a congedi parentali;
1. benefit di cura per infanzia e anziani/disabili non autosufficienti e loro familiari;
1. sportello	informativo	su	non	discriminazione/pari   opportunità/inclusione persone con disabilita;
1. forme di comunicazione esterna e interna o aziendale (intranet) accessibile;
1. formazione sui temi delle pari opportunità e non discriminazione e della inclusione delle persone con disabilita;
1. adesione a network territoriali per la parità;
1. identificazione di una figura aziendale per le politiche antidiscriminatorie (es. diversity manager);
1. attuazione di accomodamenti ragionevoli finalizzati alla inclusione delle persone sorde (servizi-ponte)
1. Adozione di servizi di sicurezza sul lavoro specificamente rivolti alle persone con disabilita
	Adozione di:
meno di 4 strumenti = 0 p fra 4 e 6 strumenti = Yp 7 o piu strumenti = Xp

Nel caso di partecipazione di RTI o Consorzi verrà attribuito il punteggio in proporzione alla quota di esecuzione del servizio di ciascuna impresa del RTI

	Imprese o cooperative sociali il cui direttivo e costituito per la maggioranza da giovani tra i diciotto e i trentacinque anni
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	Si = X p No = 0 p

	Imprese o start-up in cui la compagine societaria sia composta, per oltre la meta numerica dei soci e di quote di partecipazione, da soggetti di età inferiore ai 36 anni
	Si = X p No = 0 p

	Adozione di un welfare aziendale orientato a fornire sostegno ai giovani dipendenti attraverso i seguenti interventi:
1. adozione di misure idonee a favorire la conciliazione dei tempi di vita e di lavoro;
1. adozione di una formazione professionale dedicata ai giovani dipendenti con l'attivazione di percorsi formativi specifici per l'inserimento nel contesto aziendale delle nuove figure professionali e per l'aggiornamento costante delle risorse presenti;
1. adozione di una formazione professionale dedicata ai giovani dipendenti con l'attivazione di corsi finalizzati a promuovere la
	Adozione di 3 interventi: Xp
Adozione di 2 interventi: Yp
Adozione di 1 intervento: Zp
Adozione di 0 interventi: 0p



	cybersecurity, l'acquisizione di digital skills e l'utilizzo consapevole e responsabile delle piattaforme digitali.
	

	Dimostrazione che la propria attività aziendale ha prodotto un beneficio specifico sui giovani di età inferiore a 36 anni. La valutazione dell'impatto generato deve essere prodotta utilizzando lo standard di valutazione esterno di cui all'Allegato n. 4 annesso alla legge 28 dicembre 2015, n. 308.
	Si = X p No = 0 p




Le clausole di premialità devono operare tra i criteri di valutazione con i seguenti pesi:

0. Peso non inferiore al 4 per cento del punteggio tecnico nel caso di componente di lavoro femminile inferiore al 10 per cento nel settore economico di attività prevalente per l'impresa;
0. Peso non inferiore al 2 per cento del punteggio tecnico nel caso di componente di lavoro femminile inferiore al 20 per cento nel settore economico di attività prevalente per l'impresa;
0. Peso non inferiore al 1 per cento del punteggio tecnico nel caso di componente di lavoro femminile inferiore al 30 per cento nel settore economico di attività prevalente per l'impresa;
0. Peso non inferiore al 4 per cento del punteggio tecnico nel caso di componente di lavoro giovanile inferiore al 10 per cento nel settore economico di attività prevalente per l'impresa;
0. Peso non inferiore al 2 per cento del punteggio tecnico nel caso di componente di lavoro giovanile inferiore al 20 per cento nel settore economico di attività prevalente per l'impresa;
0. Peso non inferiore al 1 per cento del punteggio tecnico nel caso di componente di lavoro giovanile inferiore al 30 per cento nel settore economico di attività prevalente per l'impresa.

Esempi di ulteriori clausole premiali:

- In materia di Parità di Genere il Rup può inserire quali misure premiali riguardanti, ad esempio, la presenza di asili nido aziendali, una maggiore flessibilità oraria, Smart working e congedi parentali. Può inoltre prevedere il supporto delle tematiche riguardanti la parità di genere attraverso l’adesione a network territoriali per la parità e l’implementazione di una figura aziendale per le politiche antidiscriminatorie.
 
- Ulteriori misure possono riguardare i benefit assistenziali rivolti non solo all’infanzia, ma anche alla cura di anziani/disabili non autosufficienti e loro familiari.

- Nei bandi di gara, il RUP indica i criteri premiali che intende applicare nella valutazione delle offerte a favore delle aziende in possesso della “Certificazione della parità di genere” (art 46-bis decreto legislativo 11 aprile 2006, n. 198, modificato dalla Legge n. 162/2021), al fine di attestare le politiche e le misure concrete adottate dalle aziende per ridurre il divario di genere in relazione all’opportunità di crescita in azienda, alla parità salariale a parità di mansioni, alla politiche di gestione delle differenze di genere, e alla tutela della maternità.
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